
 

 

BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
13. Februar 2013 
 
 
 
 

 

Az: B 2 U 25/11 R 
 
L 15 U 513/10 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 16 U 194/08 (SG Köln) 
 
 
 
…………….., 
 
 
 Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………….., 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege (BGW), 
vertreten durch ……………………………………………………………………, 
Pappelallee 35/37, 22089 Hamburg, 
 
 Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
Prozessbevollmächtigter: …………………………………. . 
  
  

 

 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 

13. Februar 2013 durch den Richter   Prof. Dr.  S p e l l b r i n k    als Vorsitzenden, 

die Richterin   H ü t t m a n n - S t o l l ,    den Richter   M u t s c h l e r    sowie die 

ehrenamtlichen Richter   S t a h l    und   Dr. B u r d e n s k i   

für Recht erkannt: 

 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-

Westfalen vom 31. Mai 2011 wird zurückgewiesen. 

 

Kosten sind auch im Revisionsverfahren nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Klägerin wendet sich gegen die Entziehung der Verletztenrente durch die Beklagte wegen 

wesentlicher Besserung der Unfallfolgen. 

 

Die Klägerin erlitt am 20.3.1998 einen Wegeunfall, als die Ladung eines entgegenkommenden 

LKW auf ihr Fahrzeug stürzte. Dadurch erlitt sie multiple Prellungen und Schürfwunden sowie 

eine Fraktur im Bereich des linken Oberarmkopfes. Anschließend stellten sich psychische Be-

einträchtigungen ein. Nach Ermittlungen erkannte die Beklagte den Unfall durch Bescheid vom 

25.10.1999 als Arbeitsunfall an und bewilligte ab 1.6.1998 eine Rente als vorläufige Entschädi-

gung nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) um 20 vH wegen der chirurgischen Un-

fallfolgen. Zugleich teilte sie mit, wegen der psychischen Unfallfolgen werde ein ergänzender 

Bescheid ergehen. Ein nervenärztlicher Gutachter schätzte die unfallbedingte MdE auf seinem 

Fachgebiet mit 10 vH ein. Darauf bewilligte die Beklagte der Klägerin mit Bescheid vom 

9.1.2001 Rente auf unbestimmte Zeit nach einer MdE um 25 vH. 

 

Bei Überprüfungen in den Jahren 2002 und 2005 wurde eine unveränderte MdE festgestellt. Im 

Jahre 2007 beschrieb ein Neurologe und Psychiater einen weitgehend unauffälligen psychopa-

thologischen Befund. Von Seiten des chirurgischen Fachgebiets wurde die MdE nur noch auf 

15 vH und die Gesamt-MdE auf 15 vH eingeschätzt. Deshalb hob die Beklagte nach Anhörung 

der Klägerin mit Bescheid vom 24.7.2007 den Verwaltungsakt über die Bewilligung einer Rente 

nach einer MdE um 25 vH vom 9.1.2001 mit Wirkung ab 1.8.2007 auf und entzog die Rente mit 

Ablauf des Monats Juli 2007. Gegenüber den tatsächlichen Verhältnissen, die dem Bescheid 

vom 9.1.2001 zugrunde lagen, sei eine wesentliche Änderung im Sinne einer Besserung einge-

treten. Eine MdE in rentenberechtigendem Grad bestehe nicht mehr. Der Widerspruch der Klä-

gerin blieb ohne Erfolg (Widerspruchsbescheid vom 13.6.2008). 

 

Die dagegen erhobene Klage hat das SG Köln mit Urteil vom 8.7.2010 abgewiesen. Die hierge-

gen eingelegte Berufung hat das LSG Nordrhein-Westfalen mit Urteil vom 31.5.2011 zurückge-

wiesen. Zur Begründung hat das LSG ausgeführt, die Beklagte habe der Klägerin die Rente zu 

Recht mit Ablauf des Monats Juli 2007 entzogen, denn in den Unfallfolgen liege seit Mai 2007 

eine wesentliche Besserung im Vergleich zu den Verhältnissen vor, die dem Bescheid vom 

9.1.2001 zugrunde gelegen hätten. Zwar seien die Unfallfolgen auf chirurgischem Gebiet im 

Wesentlichen unverändert geblieben und in dem der Festsetzung der Rente zugrunde liegenden 

Gutachten zu hoch bewertet worden. Dies folge aus dem nunmehr eingeholten chirurgischen 

Gutachten, nach dem die unfallbedingten Einschränkungen des linken Arms und der linken 

Schulter sowohl zum Zeitpunkt des Bescheids vom 9.1.2001 als auch zum Zeitpunkt der erneu-

ten Untersuchung nur eine Teil-MdE um 10 vH rechtfertigten. Dagegen sei in den unfallbeding-

ten Gesundheitsstörungen des nervenärztlichen Fachgebiets eine wesentliche Besserung ein-
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getreten. Diese bedingten im Januar 2001 eine Teil-MdE um 10 vH und seien nun nicht mehr 

feststellbar. Da sich die gesundheitliche Situation wesentlich gebessert habe, sei die Rentenbe-

willigung aufzuheben. Auch die alternative Betrachtung, die die frühere Gesamt-MdE zugrunde 

lege, ergebe keine günstigere Beurteilung. Danach führe der Wegfall der MdE auf neurolo-

gisch-psychiatrischem Gebiet unter Berücksichtigung einer chirurgisch-orthopädischen MdE von 

15 vH zu einer Gesamt-MdE von 15 vH. Folglich sei in der anerkannten Gesamt-MdE um 25 vH 

eine Absenkung um mehr als 5 vH eingetreten. 

 

Die Klägerin hat die vom LSG zugelassene Revision eingelegt. Sie rügt die Verletzung des § 48 

Abs 1 Satz 1 SGB X iVm § 73 Abs 3 SGB VII. Das LSG habe die Auslegung des Rechtsbegriffs 

der wesentlichen Änderung in den tatsächlichen Verhältnissen fehlerhaft vorgenommen. Die 

gesetzlichen Voraussetzungen, den Bescheid der Beklagten mit Wirkung für die Zukunft aufzu-

heben, seien nicht gegeben, denn der frühere Bescheid dürfe nur aufgehoben werden, wenn 

sich die Tatsachengrundlage ändere. Vorliegend seien jedoch die gesundheitlichen Feststellun-

gen der Klägerin auf unfallchirurgischem Fachgebiet unverändert geblieben. Bei der erstmaligen 

Feststellung der MdE habe die unfallchirurgische MdE bei mindestens 20 vH gelegen. Nehme 

man die Teil-MdE weiterhin mit 20 vH an, sei unter Berücksichtigung des § 73 Abs 3 SGB VII 

keine wesentliche Änderung eingetreten. Dabei spiele es keine Rolle, ob die Einzel-MdE in den 

Tenor des Bescheids eingeflossen sei oder ob es sich nur um eine vorbereitende Feststellung 

handele, die in der Gesamt-MdE zusammengeführt werde. Die Einzel-MdE sei gegenüber der 

Gesamt-MdE nicht minder bedeutungsvoll und erwachse in Bestandskraft. Im Ergebnis müsse 

es bei der MdE von 20 vH auf chirurgischem Gebiet bleiben. Das Ergebnis der Beklagten ver-

letze die Klägerin in ihrem Grundrecht aus Art 3 GG, denn Personen, deren MdE sich aus meh-

reren Gesundheitsstörungen zusammensetze, dürften nicht schlechter behandelt werden als 

Personen mit einer MdE aufgrund nur einer Gesundheitsstörung. Letztere erwachse aber, weil 

sie zugleich die Gesamt-MdE darstelle, in Bestandskraft. 

 

Die Klägerin beantragt, 

 die Urteile des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 31. Mai 2011 und des 

Sozialgerichts Köln vom 8. Juli 2010 sowie den Bescheid der Beklagten vom 24. Juli 

2007 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 13. Juni 2008 aufzuheben. 

 

Die Beklagte beantragt, 

 die Revision zurückzuweisen. 

 

Sie trägt vor, der Entzug der Rente sei mit Ablauf des Juli 2007 aufgrund wesentlicher Änderung 

in den Unfallfolgen zu Recht erfolgt, denn es sei eine wesentliche Änderung gegenüber dem 

maßgeblichen Bescheid vom 9.1.2001 eingetreten. Aus der dort festgestellten Gesamt-MdE von 

25 vH könne nicht auf die Höhe der zugrunde gelegten Einzel-MdE-Werte geschlossen werden. 
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II 

 

Die zulässige, insbesondere form- und fristgerecht eingelegte Revision der Klägerin ist unbe-

gründet; das angefochtene Urteil des LSG ist rechtlich nicht zu beanstanden (§ 162 SGG). 

 

Mit der Revision verfolgt die Klägerin in zulässiger Weise ihre Anfechtungsklage (§ 54 Abs 1 

SGG) wegen der Regelung der Beklagten in ihrem Bescheid vom 24.7.2007 in der Gestalt des 

Widerspruchsbescheids vom 13.6.2008 weiter, denn sie ist durch diese Verwaltungsakte be-

schwert. Mit deren Aufhebung wäre ihre Beschwer beseitigt und die Rente nach einer MdE um 

25 vH würde über den 31.7.2007 hinaus weitergezahlt werden. Die Vorinstanzen haben aber zu 

Recht die Klage ab- und die Berufung zurückgewiesen, denn die angefochtenen Bescheide sind 

weder rechtswidrig noch verletzen sie die Klägerin in ihren Rechten. 

 

Die Beklagte war durch § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X iVm § 73 Abs 3 SGB VII ermächtigt, den 

maßgeblichen "Bescheid vom 09.01.2001 mit Wirkung ab 01.08.2007" aufzuheben und die 

Rente "mit Ablauf des Monats Juli 2007" zu entziehen. Die Beklagte hat die Entscheidung über 

die Aufhebung des maßgeblichen Verwaltungsakts sowohl materiell als auch formell rechtmäßig 

getroffen (1.). Die Entscheidung der Beklagten verletzt die Klägerin nicht in ihrem Grundrecht 

aus Art 3 GG (2.). 

 

1. Nach § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung für die Zukunft aufzuhe-

ben, soweit in den tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnissen, die beim Erlass eines Verwal-

tungsakts mit Dauerwirkung vorgelegen haben, eine wesentliche Änderung eingetreten ist. 

Diese Vorschrift wird für den Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung durch § 73 Abs 3 

SGB VII spezifisch ergänzt. Danach ist eine Änderung iS des § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X hinsicht-

lich der Feststellung der Höhe der MdE nur wesentlich, wenn sie mehr als fünf vH beträgt. 

 

a) Der Verwaltungsakt vom 9.1.2001 unterliegt der Aufhebung nach § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X, 

denn er ist ein solcher mit Dauerwirkung. Ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung liegt vor, wenn 

eine durch Verwaltungsakt getroffene Regelung in rechtlicher Hinsicht über den Zeitpunkt seiner 

Bekanntgabe hinaus Wirkungen erzeugt (BSG vom 30.1.1985 - 1 RJ 2/84 - BSGE 58, 27, 28 

= SozR 1300 § 44 Nr 16 S 28 - Juris RdNr 14; Brandenburg in jurisPK-SGB X § 48 RdNr 51). Da 

der Verwaltungsakt vom 9.1.2001 eine Rente auf unbestimmte Zeit bewilligt hat, hat er Dau-

erwirkung. 

 

b) Eine Änderung in den rechtlichen Verhältnissen liegt nicht vor, jedoch ist eine Änderung der 

tatsächlichen Verhältnisse eingetreten, wie ein Vergleich der zu den hier maßgeblichen Zeit-

punkten bestehenden Unfallfolgen ergibt. 

 

Eine Änderung in den tatsächlichen Verhältnissen ist jede Änderung des für die getroffene Re-

gelung relevanten Sachverhalts (Schütze in von Wulffen, SGB X, 7. Aufl 2010, § 48 RdNr 8). In 
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Betracht kommen für den Bereich der gesetzlichen Unfallversicherung insbesondere Änderun-

gen im Gesundheitszustand des Betroffenen (vgl BSG vom 22.6.2004 - B 2 U 14/03 R - BSGE 

93, 63 = SozR 4-2700 § 56 Nr 1). 

 

Wie das LSG zutreffend ausgeführt hat, ist im Rahmen der hier geführten Anfechtungsklage die 

Frage, ob eine Änderung iS des § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X eingetreten ist, durch Vergleich der 

tatsächlichen Verhältnisse zu zwei maßgeblichen Zeitpunkten zu ermitteln. Bei der Prüfung einer 

wesentlichen Änderung von Unfallfolgen kommt es zum einen auf die zum Zeitpunkt der letzten 

bindend gewordene Feststellung tatsächlich bestehenden gesundheitlichen Verhältnisse an, die 

ursächlich auf dem Unfall beruhen. Diese sind mit den bestehenden unfallbedingten Gesund-

heitsverhältnissen zu vergleichen, die zum Zeitpunkt des Erlasses des Aufhebungsbescheids 

vorgelegen haben (zum maßgeblichen Zeitpunkt für die Anfechtungsklage vgl BSG vom 

20.10.1983 - 2 RU 61/82; BSG vom 20.4.1993 - 2 RU 52/92 - SozR 3-1500 § 54 Nr 18; BSG 

vom 23.10.2003 - B 4 RA 27/03 R - SozR 4-2600 § 7 Nr 1 RdNr 7 - Juris RdNr 15; Keller in 

Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 54 RdNr 33). Die jeweils bestehenden 

gesundheitlichen Verhältnisse kommen insbesondere in den medizinischen Gutachten zum 

Ausdruck, die über die Unfallfolgen zum Zeitpunkt der maßgeblichen Bewilligung und vor der 

Entscheidung über eine Aufhebung eingeholt worden sind (BSG vom 22.6.2004 - B 2 U 

14/03 R - BSGE 93, 63 = SozR 4-2700 § 56 Nr 1). Dagegen ist für die Beurteilung der (rechtli-

chen) Wesentlichkeit der Änderung von dem Tenor des bindend gewordenen Verwaltungsakts 

auszugehen.  

 

Von diesen Maßstäben ausgehend hat das LSG für den Senat bindend festgestellt, dass in den 

Befunden, die dem maßgeblichen Bescheid vom 9.1.2001 zugrunde lagen, verglichen mit den-

jenigen, die zum Zeitpunkt des Erlasses des Aufhebungsbescheids vorgelegen haben, eine 

wesentliche Änderung nachgewiesen ist. Die dahingehenden Feststellungen des LSG sind von 

der Klägerin nicht mit Verfahrensrügen angegriffen worden (§ 163 SGG). Das LSG hat festge-

stellt, dass die Unfallfolgen auf chirurgischem Gebiet zwar im Wesentlichen unverändert geblie-

ben sind, zum Zeitpunkt des Erlasses des Ausgangsbescheids im Januar 2001 aber zu hoch 

eingeschätzt worden waren. Dagegen ist nach den Feststellungen des LSG in den psychischen 

Unfallfolgen der Klägerin eine wesentliche Besserung eingetreten. Hier lag im Januar 2001 eine 

Teil-MdE um 10 vH vor, bei Erlass des Aufhebungsbescheids im Jahre 2007 hat eine Teil-MdE 

auf psychiatrischem Gebiet nicht mehr bestanden und die Gesamt-MdE betrug nur noch 10 vH. 

 

Eine wesentliche Änderung wäre aber - aus Gründen des Vertrauensschutzes - nicht eingetre-

ten, wenn die Feststellung der Gesamt-MdE für die Rente der Klägerin von Anfang an rechtswid-

rig zu hoch festgesetzt war und seitdem unverändert geblieben ist oder sich nicht in dem nach 

§ 73 Abs 3 SGB VII erforderlichen Maße geändert hat.  

 

Nach seinem Wortlaut unterscheidet § 48 SGB X nicht danach, ob der Verwaltungsakt, der auf-

gehoben werden soll, rechtmäßig oder rechtswidrig war. Nach ihrem Sinn und Zweck ist die 
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Anwendung der Regelung aber ausgeschlossen, wenn und soweit der Vertrauensschutz des 

Betroffenen, wie er sich aus § 48 SGB X ergibt, unterlaufen würde. So stellt die Aufdeckung 

einer Fehldiagnose oder einer überhöhten MdE keine wesentliche Änderung dar (Benz, NZS 

2003, 77, 79). Anders liegt der Fall aber, wenn sich der tatsächliche Zustand so gebessert hat, 

dass eine Änderung der tatsächlichen Verhältnisse iS des § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X iVm § 73 

Abs 3 SGB VII vorliegt (Benz, aaO). In einem solchen Fall ist § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X auch auf 

von Anfang an rechtswidrige begünstigende Verwaltungsakte anwendbar. Das ist insbesondere 

der Fall, wenn eine wesentliche Änderung der maßgebenden tatsächlichen Verhältnisse derge-

stalt eingetreten ist, dass sich die Unfallfolgen wesentlich gebessert haben (dazu auch BSG vom 

7.7.2005 - B 3 P 8/04 R - BSGE 95, 57 = SozR 4-1300 § 48 Nr 6).  

 

Insoweit hat das LSG festgestellt, dass auch ausgehend von der im Januar 2001 zu hoch ange-

setzten Teil-MdE auf chirurgischem Gebiet eine wesentliche Änderung eingetreten ist. Der 

Wegfall der MdE auf nervenärztlichem/psychologischem Gebiet bedingt eine wesentliche Ände-

rung, weil diese zu einem Herabsinken der Gesamt-MdE von 25 vH auf 15 vH führt. 

 

c) Die Änderung in den tatsächlichen Verhältnissen ist auch rechtlich wesentlich iS des § 48 

Abs 1 Satz 1 SGB X iVm § 73 Abs 3 SGB VII. 

 

Für die Feststellung der Wesentlichkeit einer Änderung ist ein Vergleich zwischen dem Verfü-

gungssatz des zu prüfenden Verwaltungsakts mit Dauerwirkung und der im Zeitpunkt der Ent-

scheidung über die Aufhebung gebotenen Entscheidung über die Höhe der MdE zu ziehen (zum 

maßgeblichen Zeitpunkt bei der Anfechtungsklage siehe oben 1. b>). Ergänzend hierzu schreibt 

§ 73 Abs 3 SGB VII vor, dass eine wesentliche Änderung iS des § 48 SGB X bei Änderung der 

einer Rente zugrunde liegenden MdE nur vorliegt, wenn die Änderung der MdE mehr als 5 vH 

beträgt (dazu im Einzelnen auch Benz/Bethke, SGb 1999, 344). 

 

Für den erforderlichen Vergleich ist zunächst festzustellen, welche Regelung die Beklagte mit 

Verwaltungsakt vom 9.1.2001 getroffen hat. Der bindende Inhalt eines Verwaltungsakts wird 

durch seine Verfügungssätze bestimmt (BSG vom 26.2.1986 - 9a RV 36/84). Einer der Verwal-

tungsakte im Bescheid vom 9.1.2001 hat der Klägerin "Rente auf unbestimmte Zeit" nach einer 

MdE um 25 vH bewilligt. Nur dieser Verfügungssatz ist wirksam und bindend geworden (vgl 

BSG vom 20.10.1983 - 2 RU 61/82; BSG vom 8.5.1981 - 9 RVs 4/80 - SozR 3100 § 62 Nr 21). 

 

Zwar war der ursprüngliche Bewilligungsbescheid vom 9.1.2001 möglicherweise nicht hinrei-

chend begründet iS von § 35 Abs 1 Satz 1 und 2 SGB X, denn die der Bewilligung der Rente 

zugrunde gelegten Einzel-MdE-Werte sind weder im Verfügungssatz noch in der Begründung 

dieses Verwaltungsakts aufgeführt. Da die Einzel-MdE-Werte den Berechnungsfaktoren von 

Leistungen - hier einer Rente nach § 56 SGB VII - zumindest ähnlich sind und ihre Ermittlung 

einen von mehreren Schritten zur Bestimmung der insgesamt bestehenden MdE darstellt (zur 

vergleichbaren Konstellation bei der Bildung eines Gesamt-Grad der Behinderung: BSG vom 
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20.11.2012 - B 9 SB 36/12 B), erscheint es angezeigt, die Einzel-MdE-Werte in der Begründung 

des bewilligenden Verwaltungsakts zu erläutern. Eine solche Begründung kann auch dem bes-

seren Verständnis des Adressaten und der Ermöglichung der sachgerechten Wahrnehmung 

seiner Rechte dienen (zur rechtsstaatlichen Funktion der Begründung: Krasney in KassKomm, 

SGB X, Stand 5/2003, § 35 RdNr 2; Engelmann in von Wulffen, SGB X, 7. Aufl 2010, § 35 

RdNr 2). Dass dies hier unterblieben ist, kann aber die Rechtsposition der Klägerin nicht ver-

bessern, wie sich aus dem Folgenden ergibt: 

 

Die der Gesamt-MdE zugrunde liegenden Einzel-MdE-Werte nehmen an der Bindungswirkung 

(vgl § 39 SGB X) des Verwaltungsakts vom 9.1.2001 nicht teil. Dem dahingehenden Vorbringen 

der Klägerin ist nicht zu folgen. Der erkennende Senat (vgl BSG vom 20.10.1983 - 2 RU 61/82) 

und das BSG haben hinsichtlich der Bindungswirkung von Rentenbewilligungsbescheiden wie-

derholt entschieden, dass die Bindungswirkung nur die Gesamtbewertung einer MdE erfasst (vgl 

zur Bindungswirkung eines Rentenbescheids: BSG vom 26.6.1990 - 5 RJ 62/89 - SozR 3-1500 

§ 77 Nr 1 S 4 f - Juris RdNr 18; zum Recht der schwerbehinderten Menschen: BSG vom 

22.10.1986 - 9a RVs 55/85 - BSGE 60, 287, 290 = SozR 1300 § 48 Nr 29 S 88; aA Bereiter-

Hahn/Mehrtens, Gesetzliche Unfallversicherung, Stand 3/2012, § 48 SGB X Anm 5.6, der eine 

Bindung der Träger an Teil-MdE-Werte bejaht). 

 

Hiervon ausgehend ist die Änderung der (hier allein zu betrachtenden) Gesamt-MdE wesentlich 

iS des § 73 Abs 3 SGB VII. Denn die vom LSG festgestellte eingetretene Änderung der zu ver-

gleichenden Gesamt-MdE übersteigt den Wert 5 vH. Im Zeitpunkt des Erlasses des Aufhe-

bungsbescheids ist eine MdE in einem rentenberechtigenden Grad von mindestens 20 vH nicht 

mehr gegeben, denn es liegt unter Berücksichtigung des Vertrauensschutzes nur (noch) eine 

MdE von 15 vH vor. 

 

d) Die Aufhebung des Verwaltungsakts hält sich auch sonst im Rahmen der Ermächtigung des 

§ 48 Abs 1 Satz 1 SGB X. 

 

Die Aufhebung eines Verwaltungsakts "hat" gemäß § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X ohne Ausübung 

von Ermessen mit Wirkung für die Zukunft zu erfolgen. Sie hat bei Sozialleistungen, die für ei-

nen bestimmten Zeitraum bewilligt sind, auf den Zeitpunkt des Beginns des folgenden Leis-

tungszeitraums hin zu erfolgen (§ 73 Abs 1 SGB VII; Brandenburg in jurisPK-SGB X § 48 

RdNr 44). 

 

Der der Klägerin am 26.7.2007 zugestellte Aufhebungsbescheid entfaltet lediglich Rechtswir-

kung für die Zukunft, hier für die Zeit ab 1.8.2007. Zu diesem Zeitpunkt sind die tatsächlichen 

Voraussetzungen für eine Rente bereits entfallen gewesen, denn seit der Begutachtung im Mai 

2007 war bekannt, dass die Voraussetzungen für den Wegfall des Rentenanspruchs vorlagen. 

Die Entscheidung über die Aufhebung der Bewilligung der Rente wurde schließlich nicht unter 
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Verletzung des § 73 Abs 1 SGB VII getroffen, denn sie entspricht dem "Folgemonatsprinzip" 

dieser Regelung (vgl Brandenburg, aaO; Benz/Bethke, SGb 1999, 344). 

 

e) Der angefochtene Verwaltungsakt ist hinreichend bestimmt (§ 33 Abs 1 SGB X).  

 

Das Bestimmtheitserfordernis verlangt als materielle Rechtmäßigkeitsvoraussetzung eines Ver-

waltungsakts, dass dessen Verfügungssatz nach seinem Regelungsgehalt in sich wider-

spruchsfrei ist und den Adressaten bei Zugrundelegung der Erkenntnismöglichkeiten eines ver-

ständigen Empfängers in die Lage versetzt, die in ihm angeordnete Rechtsfolge zu erkennen 

und sein Verhalten daran auszurichten (vgl BSG vom 17.12.2009 - B 4 AS 20/09 R - BSGE 105, 

194 = SozR 4-4200 § 31 Nr 2, RdNr 13 mwN; BSG vom 17.12.2009 - B 4 AS 30/09 R - SozR 

4-4200 § 31 Nr 3 RdNr 16 mwN; BSG vom 15.12.2010 - B 14 AS 92/09 R - Juris RdNr 18; BSG 

vom 7.7.2011 - B 14 AS 153/10 R - BSGE 108, 289 = SozR 4-4200 § 38 Nr 2, RdNr 31; BSG 

vom 22.9.2009 - B 2 U 32/08 R - SozR 4-2700 § 168 Nr 2). 

 

Der angefochtene Verwaltungsakt entspricht diesen Anforderungen, denn er benennt ordnungs-

gemäß den aufzuhebenden Bescheid mit Datum und Regelungsgegenstand und verfügt dessen 

Aufhebung. Der Verwaltungsakt regelt auch, zu welchem Zeitpunkt die Verletztenrente der Klä-

gerin entfällt. Die ausgesprochene Rechtsfolge war für die Klägerin aus den getroffenen Rege-

lungen klar zu erkennen. 

 

f) Der angefochtene Verwaltungsakt leidet auch nicht an formellen Fehlern, denn die gemäß 

§ 24 Abs 1 SGB X vor seiner Bekanntgabe erforderliche Anhörung hat stattgefunden. 

 

2. Das gefundene Ergebnis verletzt die Klägerin nicht in ihrem Grundrecht aus "Artikel 3" GG. 

 

In der Rechtsprechung des BVerfG ist geklärt, dass der Bestandskraft von Verwaltungsakten 

eine vergleichbare Bedeutung für die Rechtssicherheit zukommt wie der Rechtskraft gerichtli-

cher Entscheidungen. Art 3 Abs 1 GG hindert aber nicht die Anpassung eines bindenden Ver-

waltungsakts mit Dauerwirkung an geänderte tatsächliche oder rechtliche Verhältnisse. Vielmehr 

besteht auch ein verfassungsrechtliches Interesse daran, die Aufhebung eines Hoheitsakts her-

beizuführen, wenn die Rechtsordnung der Verwaltung die Befugnis erteilt hat, für ihren Bereich 

das im Einzelfall Verbindliche festzustellen, zu begründen oder - wie hier - zu ändern (so aus-

drücklich BVerfGE 60, 253, 270; vgl auch BVerfG vom 15.10.2009 - 1 BvR 3522/08). 

 

Auch ein Verstoß gegen den Gleichheitssatz des Art 3 Abs 1 GG liegt nicht vor. Nach der sog 

neuen Formel des BVerfG ist Art 3 Abs 1 GG dann verletzt, wenn eine Gruppe von Normadres-

saten im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behandelt wird, obwohl zwischen beiden 

Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und solchem Gewicht bestehen, dass sie die un-

gleiche Behandlung rechtfertigen können (BVerfGE 55, 72, 88; später BVerfGE 84, 133, 157; 

BVerfGE 85, 191, 210; BVerfGE 85, 238, 244; BVerfGE 87, 1, 36; BVerfGE 95, 39, 45). Dabei 
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ist eine strenge Prüfung vorzunehmen, wenn verschiedene Personengruppen ungleich behan-

delt werden (zu den Stufen der Prüfungsintensität vgl Jarass in Jarass/Pieroth, GG, 12. Aufl 

2012, Art 3 GG RdNr 17 f), während bei der Ungleichbehandlung von Sachverhalten eine groß-

zügigere Prüfung geboten ist.  

 

Bei der von der Klägerin geltend gemachten Ungleichbehandlung handelt es sich um eine sol-

che Ungleichbehandlung von Sachverhalten, denn die Regelungen in § 73 SGB VII knüpfen 

nicht an Personenmerkmale an. Unter dem deshalb hier anzulegenden "Willkürmaßstab" ist die 

Regelung über die Bildung einer Gesamt-MdE verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden. Es ist 

sachlich gerechtfertigt, dass Personen mit einer einzelnen, jedoch zu hoch bewerteten Gesund-

heitsstörung anders behandelt werden als solche Personen, bei denen die Gesamtbewertung 

der MdE auf mehreren Gesundheitsstörungen beruht, von denen eine zu hoch bewertet ist. So-

wohl bei einer MdE, die auf einem singulärem Gesundheitsschaden beruht, als auch bei einer 

solchen, die sich aus dem Zusammentreffen mehrerer Gesundheitsschäden ergibt, ist die (Ge-

samt-)MdE Anknüpfungspunkt der Prüfung, ob eine wesentliche Änderung eingetreten ist. Auch 

bei der Festsetzung einer Gesamt-MdE aufgrund mehrerer Gesundheitsstörungen wirkt sich 

lediglich der Wegfall einer Teil-MdE auf die Gesamt-MdE aus, wenn diese Änderung mehr als 

5 vH beträgt. Erst dann liegt eine Änderung iS des § 48 Abs 1 Satz 1 SGB X iVm § 73 Abs 3 

SGB VII vor. Eine Änderung in dieser Höhe muss auch bei der Feststellung einer nur auf einer 

einzigen Gesundheitsstörung vorliegenden Einzel-MdE vorliegen. Dass bei mehreren Gesund-

heitsstörungen jede Veränderung jeder einzelnen MdE in jedem medizinischen Teilbereich be-

rücksichtigt werden kann, hält der Senat für sachgerecht, weil die rentenberechtigende 

Gesamt-MdE von (mindestens) 20 vH im Regelfall nur aus einer Summation von Schäden 

resultiert. Das LSG hat vorliegend - auch für den Fall einer unveränderten Bewertung der chirur-

gischen Unfallfolgen - eine solche wesentliche Änderung der Gesamt-MdE in verfassungsrecht-

lich nicht zu beanstandender Weise bejaht, weil die psychologischen Folgen des Unfalls im 

Jahre 2007 nicht mehr vorlagen. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 183, 193 SGG. 
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